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Sphäre zu besetzen: Neben der Debat-
te über Staatsreformen erhielt die Kon-
zeption und Implementierung einer
armutsmindernden Sozialpolitik
wachsende Bedeutung. Die von den
IFI propagierte Sozialpolitik folgt da-
bei den Leitlinien Effizienz und Treff-
sicherheit. Die Erbringung von Sozial-
leistungen soll dem Markt unterwor-
fen werden, staatliche Sozialpolitik
sich hingegen in erster Linie und
»treffsicher« auf Arme konzentrieren. 

Seit Jahren hatten NGOs aus Süd
und Nord die Strukturanpassungspoli-
tik kritisiert und diese maßgeblich da-
für verantwortlich gemacht, dass die
1980er und 1990er Jahre als verlorene
Dekaden in die entwicklungspolitische
Geschichtsschreibung eingingen. Auch
internationale Organisationen, vor al-
lem die UN-Konferenzen, verstärkten
ihre Kritik. So entfachte der Weltsozi-
algipfel in Kopenhagen 1995 eine breit
angelegte Debatte über Armutsbe-
kämpfung, die durch die Haltung der
IFI angesichts der Finanzkrisen weitere
Nahrung erhielt. Die Internationalen
Finanzinstitutionen reagierten mit ei-
ner abermaligen Neu-Justierung ihrer
Politik: Seit Ende 1999 bilden die Po-
verty Reduction Strategy Papers (PRSP)
das Herzstück ihrer Armutsbekämp-
fungspolitik. Den Ausgangspunkt da-
für lieferte der Kölner Gipfel der G7,
auf dem 1999 beschlossen wurde, die
Heavily Indebted Poor Countries Initia-
tive (HIPC) – die Schuldeninitiative
für die ärmsten Länder – zu erweitern
und zu beschleunigen und die Schul-
denerlasse auf Armutsbekämpfung

auszurichten. Der IWF und die Welt-
bank wurden damit betraut, die kon-
kreten Bedingungen dafür auszuarbei-
ten. Beide Institutionen legten auf ih-
rer Jahrestagung im Herbst 1999 die
Papiere zu dieser neuen Strategie vor:
Die IFI binden ihre Kreditprogramme
und Schuldenerlasse nun an nationale
Pläne zur Armutsbekämpfung. Der
Geltungsbereich der PRSP blieb nicht
auf die Heavily Indebted Poor Countries
beschränkt: Mittlerweile müssen alle
Länder, die von multilateralen und/
oder von bilateralen Gebern Finanz-
mittel erhalten, ein PRSP vorweisen.
Ein PRSP soll dabei kein einmaliger
Akt bleiben, sondern zu einer kontinu-
ierlichen Abstimmung über die besten
Wege zur Armutsbekämpfung führen.

Im vorliegenden Heft wird diese
neue Etappe in der internationalen Ar-
mutsbekämpfungspolitik einer grund-
legenden Analyse unterzogen. Stellt
die Poverty Reduction Strategy tatsäch-
lich ein taugliches Instrument dar, mit
dem das Ziel der UN-Millenniumsde-
klaration, bis zum Jahr 2015 die An-
zahl derjenigen, die in extremer Armut
leben, die Hunger leiden und/oder
keinen Zugang zu Trinkwasser haben,
zu halbieren, erfüllt werden kann?
Stellen PRSP einen Paradigmenwech-
sel in der von den IFI verfolgten Poli-
tik dar oder bleiben sie dem herkömm-
lichen Strukturanpassungsdenken ver-
haftet? Was können PRSP leisten, wo
liegen die Grenzen des Konzepts? Und
vor allem: Geben sie Impulse für eine
gesellschaftliche Debatte über eigene
Entwicklungswege und über die Ge-

Vorwort

Den Ausgangspunkt für die in
diesem Heft verhandelte Thematik bil-
det die Internationale Schuldenkrise
Anfang der 1980er Jahre. In deren Fol-
ge wurden den hoch verschuldeten
Ländern der Peripherie weitreichende
Strukturanpassungsprogramme aufer-
legt, die den Schuldendienst absichern
und die Volkswirtschaften ökono-
misch dynamisieren sollten. Der so be-
zeichnete Washington Consensus, kon-
zipiert und überwacht von den Inter-
nationalen Finanzinstitutionen (IFI),
verlangte dabei nach einer restriktiven
Geld- und Fiskalpolitik und einer dra-
stischen Liberalisierung des Außen-
handels, der Binnen- und der Kapital-
märkte. Die Rolle des Staates sollte
durch Privatisierungen und die Förde-
rung des Privatsektors zurückgedrängt
werden. Mit diesen politischen Vorga-
ben hat seither ein Land nach dem an-
deren – freiwillig oder unfreiwillig –
einen Politikwechsel vollzogen.

Mit diesem orthodoxen Wirt-
schaftsprogramm wurde allerdings nir-
gendwo eine dauerhafte makroökono-
mische Stabilisierung erreicht. Dafür
begann das Ausmaß der sozialen Krise
bereits in der zweiten Hälfte der
1980er Jahre eine Dimension zu errei-
chen, die auch von den Internationa-
len Finanzinstitutionen nicht mehr ig-
noriert werden konnte. In den meisten
Ländern sanken in den 1980er Jahren
die Ausgaben für Sozialpolitik, wäh-

rend gleichzeitig die Einkommens-
disparitäten und Armut anstiegen (u.a.
durch den Abstieg der Mittelschich-
ten). Sinkende Wachstumsraten und
Einkommensverluste, verknüpft mit
zunehmender internationaler Kritik
und der Befürchtung, dass aus der dra-
stischen Verschlechterung der sozialen
Lage destabilisierende Konfliktpoten-
ziale heranwachsen könnten, ließen
die IFI ihre Politik schrittweise modifi-
zieren.

Angeregt von einer 1987 veröf-
fentlichten UNICEF-Studie mit dem
Titel »Anpassung mit menschlichem Ge-
sicht« begann die Weltbank erste Pro-
gramme zu konzipieren, die als Kom-
pensationsmechanismen die sozialen
Anpassungskosten abfedern sollten.
Diese ersten Maßnahmen wurden
noch als komplementär zur Anpassung
angesehen: Es überwog weiterhin das
Verständnis, dass Armutsverringerung
nur über Wirtschaftswachstum zu er-
reichen wäre. Als die weitere soziale
und ökonomische Dynamik aber auch
diese – sagen wir wohlwollend – Hoff-
nung widerlegte, wurden Positionen
entwickelt, nach denen der Staat den
Markt nicht ersetzen, aber steuern soll.
In der auch als Post-Washington Con-
sensus bezeichneten programmatischen
Ausrichtung wurden institutionelle
Reformen, staatliche Modernisierung
und soziale Integration als eine wichti-
ge Frage von Wirtschafts- und Produk-
tivitätsentwicklung verstanden und zu
neuen Leitbildern erhoben. Dabei be-
gannen die IFI neue Politikfelder jen-
seits der unmittelbar ökönomischen
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Dieter Senghaas

Die Auswege aus der Armut sind bekannt!
Alte Wahrheiten angesichts neuer Konzepte

Am Beginn der Unabhängigkeitserklärung der Vereinigten Staaten von Ame-
rika (1776) steht der einprägsame Satz: »We hold these Truths to be self-evident«.
Angesichts der verbreiteten Ratlosigkeit in der derzeitigen entwicklungstheoreti-
schen und entwicklungspolitischen Debatte ist eine »Erklärung zur Entwicklung«
überfällig. Sie müsste gleichfalls lauten:

»Wir halten die folgenden Wahrheiten für offenkundig:
– dass ohne eine vorgängige und die Industrialisierung begleitende Produktiv-

kraftentfaltung im landwirtschaftlichen Sektor eine gedeihliche Entwicklung
nicht zu erwarten ist;

– dass Industrialisierung landwirtschaftsnah zu beginnen hat, ehe der Schritt in
die große Industrie getan wird;

– dass es auf die Erschließung von Massenmärkten, die sich zunächst durch
einfache Güter auszeichnen, ankommt;

– dass eine nur mäßige Ungleichheit in der Verteilung von Grund und Boden
und bei den Einkommen einen positiven entwicklungsstrategischen Stellen-
wert besitzt, um Binnenmärkte zu erschließen;

– dass die Mobilisierung von Kompetenzen durch ein vielgliedriges Erzie-
hungssystem geeignet ist, fehlende natürliche Ressourcen zu kompensieren
und die Grundlage für Innovation zu legen;

– dass es darauf ankommt, angemessene Technologien zu schaffen und fremde
Technologien an eigene Bedürfnisse anzupassen;

– dass ein solcher Entwicklungsweg der außenwirtschaftlichen Absicherung
bedarf, um ihn binnenwirtschaftlich zu fördern und gegen nachteilige Ein-
flüsse abzuschirmen;

– dass zu viel Schutz innovationshemmend wirkt und zu wenig Schutz Eigen-
anstrengungen entmutigt;

– dass es auf die Selektivität von Förderungs- und Schutzmaßnahmen ankommt;
– dass eine sozial mobil werdende Gesellschaft im Übergang von traditionaler

zu sich modernisierender Gesellschaft erweiterter Möglichkeiten für politi-
sche Beteiligung bedarf.

Soweit die »essentials« der Erklärung. Sie lassen sich auch negativ formulieren.
Denn erweisen sich entwicklungspolitische Anstrengungen als Fehlschläge, sind
sie in einzelnen, meist jedoch kombinierten Sachverhalten begründet:
– in der falschen Setzung von Prioritäten auf Industrialisierung um der Indu-

strialisierung willen bei gleichzeitiger Vernachlässigung der Landwirtschaft;
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samtausrichtung von Wirtschaftspoli-
tik? Diesen Fragestellungen gehen die
hier versammelten Beiträge nach.

Den Anfang macht Dieter Seng-
haas mit einem Plädoyer gegen den
»entwicklungstheoretischen Gedächt-
nisschwund«, in dem er an Generatio-
nen von EntwicklungsforscherInnen
und ihre Einsichten in die Gründe von
Armut erinnert. Den PRSP-Schwer-
punkt im eigentlichen Sinn eröffnen
dann zwei Mitarbeiter des Bundesmi-
nisteriums für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit, Michael Hofmann und Ralf
Schröder, die die Zielsetzungen des
Konzepts und zentralen Herausforde-
rungen für die Geberseite erläutern. An
sie schließen zwei Mitarbeiterinnen des
NGO-Netzwerks Focus on the Global
South (Bangkok) an. Jenina Joy Chavez
und Shalmali Guttal formulieren im
Namen ihrer Organisation eine
grundsätzliche Stellungnahme zur neu-
en Armutspolitik der IFI.

Die daran anschließenden Artikel
widmen sich jeweils bestimmten As-
pekten der Thematik. Der Ökonom
Robert Kappel stellt wirtschaftstheoreti-
sche Überlegungen vor, die nach seiner
Ansicht geeignet sind, die Defizite der
Washingtoner Konzepte zu überwin-
den und den unterschiedlichen Voraus-
setzungen in den betroffenen Ländern
besser gerecht werden. Hans-Jürgen
Burchardt unternimmt in seinem Bei-
trag eine Zusammenschau und Bewer-
tung der sozialpolitischen Maßnahmen
bis hin zu den PRSP, die im Rahmen
des Post-Washington Consensus auf den
Weg gebracht wurden. Ihre Wirksam-

keit in der Praxis analysiert er anhand
der Zielvorstellungen, die ihre Erfinder
selbst an die neue Politik geknüpft ha-
ben. Er geht abschließend der Frage
nach, ob es bereits Ansätze gibt, die
über den Sozialliberalismus hinauswei-
sen. Die letzten beiden Beiträge im
Heft widmen sich dem Thema Partizi-
pation, das bei den PRSP-Prozessen ei-
ne der wichtigsten Neuerungen und ei-
ne wesentliche Säule darstellt. Irene
Knoke resümmiert die bisher feststellba-
ren Defizite bei der Einbeziehung der
Betroffenen, der lokalen und überregio-
nalen NGOs sowie der nationalen Re-
gierungen und arbeitet die dafür aus-
schlaggebenden Gründe heraus. Auch
sie stellt sich am Ende ihres Beitrags die
Frage, ob es sich hierbei um Anfangs-
schwierigkeiten eines neuen Procedere
handelt oder vielmehr strukturelle
Gründe dagegen sprechen, dass die von
den IFI vorgeschlagenen Prozesse die
gewünschte Wirksamkeit entfalten.
Monika Vögel und Michael Obrovsky lie-
fern schließlich ein Meinungsbild der
NGOs zu den neuen Armutsbekämp-
fungsstrategien. Ihr Beitrag ist das Er-
gebnis von Interviews mit südlichen
und nördlichen NGOs sowie einer Aus-
wertung ihrer öffentlichen Stellung-
nahmen. Das Heft wird abgerundet
von einem Glossar, das die wichtigsten
Begriffe rund um das Thema PRSP er-
läutert sowie mit einer Linkliste wichti-
ger Informationsquellen aufwartet.

Karin Fischer, Hans-Jürgen Burchardt
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